Eingliederungsgesetz Dresden

Gesetz
zur Eingliederung von Gemeinden und Gemeindeteilen in die Stadt
Dresden
(Eingliederungsgesetz Dresden)

Vom 24. August 1998

Der Sachsische Landtag hat am 23. Juli 1998 das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Eingliederung

(1) Die Gemeinden Mobschatz und Schénfeld-WeiBig werden in die Stadt Dresden
eingegliedert.

(2) Von der Gemeinde Bannewitz wird die Gemarkung Kauscha in die Stadt Dresden
eingegliedert.

(3) Von der Gemeinde Reichenberg werden aus der Gemarkung Boxdorf die Flursticke 427,
428, 429, 430, 431, 432, 433, 485/2, 486, 1063, 1064, 1065, 1066, 1067, 1068, 1069, vom
Flurstlick 434/2 der Teil dstlich der geraden Verlangerung der westlichen Grenzlinie des
Flurstickes 408, vom Flurstlick 426 der Teil ndrdlich der geraden Verlangerung der
sudlichen Grenzlinie des Flurstickes 427, vom Flurstlck 408 der Teil nérdlich der geraden
Verlangerung der sudlichen Grenzlinie des Flurstlckes 427, vom Flurstlick 409 der Teil
nordlich der geraden Verlangerung der stdlichen Grenzlinie des Flurstlickes 427 sowie vom
Flurstlick 1049 der Teil 6stlich der zwischen dem sUdwestlichen Eckpunkt des Flurstiickes
485/2 zum nordwestlichen Eckpunkt des Flurstiickes 1060 verlaufenden geraden Grenzlinie
in die Stadt Dresden eingegliedert.

§2
Bestatigung von Eingliederungen

(1) Die zwischen dem 3. Oktober 1990 und dem 20. Juli 1998 geschlossenen
Gebietsanderungsvereinbarungen der in § 1 genannten Gemeinden und der Gemeinden,
mit denen die Stadt Dresden Gebietsanderungsvereinbarungen geschlossen hat, werden
hinsichtlich des gebietlichen Umfanges bestatigt. Dies gilt nur, sofern

1. die Vereinbarungen von den beteiligten Gemeinden hinsichtlich des gebietlichen
Umfanges vollzogen worden sind, es sei denn, daR die Gebietsanderung zwischen
dem 21. Juli 1998 und dem 1. Januar 1999 in Kraft tritt, und

2. nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung kommunalrechtlicher Vorschriften
und zur Vorbereitung der Gemeindegebietsreform
(Kommunalrechtsdnderungsgesetz - KomRANdG ) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 4. Oktober 1996 (SachsGVBI. S. 417) die nach Artikel 7
Abs. 1 Satz 1 KomRANdG erforderliche Feststellung der obersten
Rechtsaufsichtsbehdrde getroffen worden ist.

(2) Alle Ubrigen in dem in Absatz 1 genannten Zeitraum geschlossenen
Gebietsanderungsvereinbarungen im Sinne dieser Vorschrift werden rickwirkend zum
Zeitpunkt ihres Abschlusses aufgehoben, sofern sie nicht aus anderen Griinden aufgehoben
worden sind.

§3
Rechtsnachfolge

Die Stadt Dresden ist Rechtsnachfolger der gemaR § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinden.

§4
Auseinandersetzung

(1) Die Stadt Dresden und die Landkreise, deren Gebiet durch die Gebietsanderungen
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gemaR § 1 betroffen ist, regeln, soweit erforderlich, bis zu einem durch die obere
Rechtsaufsichtsbehdrde zu bestimmenden Zeitpunkt, bis grundsatzlich spatestens

30. April 1999, die Rechtsfolgen der Anderung ihrer Grenzen und die Auseinandersetzung
durch Vereinbarung, die der Genehmigung der oberen Rechtsaufsichtsbehérde bedarf. Die
Vereinbarung soll insbesondere Regelungen enthalten Uber:

1. den Ubergang oder die Verwendung von im Umgliederungsgebiet belegenem
Kreisvermaogen,

2. die Ubernahme der auf das Umgliederungsgebiet entfallenden anteiligen
Verschuldung des Landkreises durch die Stadt Dresden,

3. die Aufteilung von Beteiligungen des Landkreises an Unternehmen,

4. die Auseinandersetzung hinsichtlich der Rechte und Pflichten des Landkreises aus

Zweckvereinbarungen oder seiner Mitgliedschaft in Zweckverbanden, soweit sie
sich auch auf das Umgliederungsgebiet beziehen,

5. die Auseinandersetzung hinsichtlich der Rechte und Pflichten des Landkreises aus
Vertradgen mit Dritten, soweit sie sich auch auf das Umgliederungsgebiet beziehen,

6. die Behandlung des auf das Umgliederungsgebiet bezogenen Archiv- und
Schriftgutes,

7. die anteilige Ubernahme von Personal des Landkreises durch die Stadt Dresden.

Enthalt die Vereinbarung keine hinreichende Regelung oder kann wegen einzelner
Bestimmungen die Genehmigung nicht erteilt werden, ersucht die obere
Rechtsaufsichtsbehdrde die Beteiligten, die Mangel binnen angemessener Frist zu
beseitigen. Kommen die Beteiligten einem solchen Ersuchen nicht nach, trifft die obere
Rechtsaufsichtsbehérde nach Anhérung der Beteiligten die im Interesse des 6ffentlichen
Wohls erforderlichen Bestimmungen; dasselbe gilt, wenn die Vereinbarung nicht bis zu
einem von der oberen Rechtsaufsichtsbehdrde gemal Satz 1 bestimmten Zeitpunkt
zustande kommt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend flr die Regelung der Rechtsfolgen der Gebietsanderung und
die Auseinandersetzung zwischen der Stadt Dresden und den in § 1 Abs. 2 und 3 genannten
Gemeinden.

(3) Weitere Folgen der Gemeindeeingliederung gemaR § 1 Abs. 1 regeln, soweit erforderlich,
die beteiligten Gemeinden und die Stadt Dresden durch Vereinbarung, soweit sie durch
dieses Gesetz nicht oder nicht abschlieRend geregelt werden.

Gegenstand der Vereinbarung soll insbesondere sein:

1. der Erhalt der Gemeindefeuerwehr als Ortsfeuerwehr der Stadt Dresden,

2. die Behandlung des Archivgutes der eingegliederten Gemeinde,

3. die FortfiUhrung der Aufstellung von Bebauungsplanen, Vorhaben- und
ErschlieBungspldnen sowie Abrundungssatzungen,

4. die Erhaltung, Schaffung und Unterhaltung von Infrastruktureinrichtungen sowie die

Weiterfihrung von in der Planung befindlichen oder bereits begonnenen
Infrastruktureinrichtungen.

Kommt eine Vereinbarung nach den Satzen 1 und 2 zustande, so hat diese auch
Bestimmungen Uber die befristete Vertretung der eingegliederten Gemeinde bei
Streitigkeiten Uber die Vereinbarung zu enthalten. Die Vereinbarung bedarf der
Genehmigung der oberen Rechtsaufsichtsbehdrde. Kommt eine erforderliche Vereinbarung
bis zum 1. Januar 1999 nicht zustande oder enthalt sie keine hinreichende Regelung, trifft
die obere Rechtsaufsichtsbehérde nach Anhérung der Stadt Dresden und des
Ortschaftsrates der eingegliederten Gemeinde die im Interesse des 6ffentlichen Wohls
erforderlichen Bestimmungen bis grundsatzlich spatestens zum 30. April 1999; Satz 2 qilt
entsprechend.

(4) FUr Verfahren Uber die Wirksamkeit der Eingliederung nach § 1 Abs. 1 und zur
Wahrnehmung der Rechte hinsichtlich Vereinbarungen oder rechtsaufsichtlicher
Bestimmungen nach Absatz 3 gelten die Gemeinden solange als fortbestehend, bis eine
Entscheidung Uber die Wirksamkeit der Eingliederung oder tber die Wahrnehmung der
Rechte hinsichtlich Vereinbarungen oder rechtsaufsichtlicher Bestimmungen nach Absatz 3
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unanfechtbar wird, langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2010.

8§85
Sparkassen

Die in den gemal § 1 einzugliedernden Gebieten belegenen Zweigstellen von Sparkassen
sind bis zum 31. Dezember 1999 auf die Stadtsparkasse Dresden zu Ubertragen. Die
Ubertragung erfolgt im Wege der Gesamtrechtsnachfolge. Bei der Ubertragung wird
zwischen den beteiligten Sparkassen ein angemessener Ausgleich herbeigefuhrt.

§6
Wohnsitz und Aufenthalt

Die Wohn- oder Aufenthaltsdauer der Burger und Einwohner in den gemall § 1
eingegliederten Gemeinden und Gemeindeteilen gilt als Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der
Stadt Dresden.

§7
Ortsrecht

Das zum Zeitpunkt der Eingliederung von Gemeinden oder Gemeindeteilen gemaR § 1 in
diesen geltende Ortsrecht gilt fort, bis es durch neues Ortsrecht ersetzt wird oder aus
anderen Grunden auRer Kraft tritt.

§8
Ortsteilname

(1) Die Gemeindenamen der gemalfs § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinden werden
Ortsteilnamen der Stadt Dresden.

(2) Verfugt eine gemafs § 1 Abs. 1 einzugliedernde Gemeinde Uber mehrere benannte
Ortsteile, so werden abweichend von Absatz 1 die Ortsteilnamen der einzugliedernden
Gemeinde Ortsteilnamen der Stadt Dresden.

(3) Der Ortsteilname Kauscha wird Ortsteilname der Stadt Dresden.

(4) Das Benennungsrecht der Stadt Dresden gemals § 5 Abs. 4 der Gemeindeordnung fur
den Freistaat Sachsen ( SachsGemO ) vom 21. April 1993 (SachsGVBI. S. 301, 445), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Februar 1997 (SachsGVBI. S. 105), bleibt
unberihrt.

§9
Ortschaftsverfassung

(1) FUr das Gebiet jeder gemaR § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinde ist eine
Ortschaftsverfassung einzufuhren, wenn nicht die jeweilige Gemeinde innerhalb von drei
Monaten nach Verklindung dieses Gesetzes gegenuber der Stadt Dresden darauf
verzichtet. Die Hauptsatzung der Stadt Dresden ist bis zum 1. Januar 1999 entsprechend zu
andern.

(2) Fur die Dauer der laufenden Wahlperiode bilden die Gemeinderate der gemaR § 1 Abs. 1
einzugliedernden Gemeinden die Ortschaftsrate.

(3) GemaR Absatz 1 eingefuhrte Ortschaftsverfassungen kénnen ohne Zustimmung des
Ortschaftsrates friihestens zur Ubernachsten regelmaRigen Wahl des Stadtrates
aufgehoben werden.

(4) Der Gemeinderat einer gemal § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinde kann beschliel3en,
daB dem Blrgermeister mit Wirksamwerden der Gebietsanderung bis zum Ablauf seiner
Amtszeit das Amt des Ortsvorstehers (ibertragen wird; mit der Ubertragung des Amtes ist
er stimmberechtigtes Mitglied des Ortschaftsrates. Wird von der Befugnis nach Satz 1
Gebrauch gemacht, kann der Gemeinderat mit Zustimmung des Blirgermeisters auch
bestimmen, daB dieser als Ortsvorsteher hauptamtlicher Beamter auf Zeit ist, wenn er dies
bisher als Burgermeister war. Endet die Amtszeit nach Satz 1 wahrend der Wahlperiode des
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Ortschaftsrates, kann der Ortschaftsrat den Amtsinhaber flir die verbleibende Wahlperiode
als Ortsvorsteher wiederwahlen. Die Wiederwahl findet frlhestens zwei Monate vor Ablauf
der Amtszeit, spatestens am Tage vor Ablauf der Amtszeit statt. In diesem Falle bleibt der
Ortsvorsteher stimmberechtigtes Mitglied des Ortschaftsrates. Er ist zum Ehrenbeamten
auf Zeit zu ernennen.

§ 10
Erweiterung des Stadtrates

(1) Die Gemeinderate der gemafs § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinden sowie der
Gemeinderat der Gemeinde Bannewitz wahlen unverziglich nach Verkiindung dieses
Gesetzes jeweils eine Person, die mit Wirksamwerden der Gebietsanderung in den Stadtrat
der Stadt Dresden Ubertritt. Abweichend von Satz 1 wahlt der Gemeinderat der Gemeinde
Schonfeld-WeilBig zwei Personen. Die Zahl der Stadtrate erhoht sich entsprechend.

(2) Wahlbar gemals Absatz 1 Satz 1 und 2 sind die Mitglieder des Gemeinderates sowie der
BUrgermeister.

(3) FUr die Gewahlten sind jeweils zwei Ersatzpersonen zu wahlen, deren Reihenfolge
festzulegen ist.

§ 11
Rechtsstelllung der Bediensteten

(1) Fur die Uberleitung der Beamten und Versorgungsempfanger gelten die §§ 128 bis 132
des Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts (
Beamtenrechtsrahmengesetz - BRRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

27. Februar 1985 (BGBI. | S. 462), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom

9. September 1997 (BGBI. | S. 2294).

(2) Die Angestellten, Arbeiter sowie die in einem Ausbildungsverhaltnis stehenden Personen
werden in entsprechender Anwendung von § 128 und § 129 Abs. 2 bis 4 BRRG ubergeleitet.
Dabei tritt in § 128 Abs. 2 Satz 2 BRRG anstelle der Frist von sechs Monaten eine Frist von
vier Monaten. Treten die in Satz 1 genannten Personen in den Dienst der Stadt Dresden
Uber, wird das Arbeitsverhaltnis oder das Ausbildungsverhaltnis mit der Stadt Dresden
fortgesetzt.

(3) Soweit Bedienstete gemaR den Absatzen 1 und 2 Gbergeleitet werden, sind deren
zurlckgelegte Dienst- und Beschaftigungszeiten so zu behandeln, als ob sie bei der Stadt
Dresden verbracht worden waren.

(4) Die Abséatze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir die Uberleitung von Bediensteten der
Landkreise MeiRen und Sachsische Schweiz auf die Stadt Dresden.

§12
Entscheidung uber die Ubernahme des Personals

(1) Kommt innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten der Neugliederung zwischen den
beteiligten Kérperschaften keine oder keine vollstandige Einigung gemaR § 11 zustande,
entscheidet die obere Rechtsaufsichtsbehérde.

(2) Vor der Entscheidung hat die obere Rechtsaufsichtsbehérde den Ubernahmeausschul
anzuhoren; dieser wird bei jeder oberen Rechtsaufsichtsbehdrde gebildet. Der Ausschul
besteht aus

1. drei auf Vorschlag der Spitzenorganisationen der beteiligten Gewerkschaften,
2. zwei auf Vorschlag des Sachsischen Landkreistages,
3. zwei auf Vorschlag des Sachsischen Stadte- und Gemeindetages berufenen

Mitgliedern sowie
4. der Gleichstellungsbeauftragten bei der oberen Rechtsaufsichtsbehérde.

Fur jedes Mitglied gemaR Satz 2 Nr. 1 bis 3 ist ein Vertreter vorzuschlagen. Die Mitglieder
des Ausschusses und deren Vertreter werden durch das Staatsministerium des Innern
berufen. Der Vorsitzende des Ausschusses wird vom AusschuB aus seiner Mitte gewahlt.
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(3) Die Verhandlungen des Ausschusses sind nichtéffentlich. Der Ausschul kann sich eine
Geschaftsordnung geben, die das Verfahren und den Geschaftsgang im ubrigen regelt.
Soweit er davon keinen Gebrauch macht, gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung ftr
den Freistaat Sachsen Uber die beratenden Ausschiisse des Gemeinderates entsprechend.

(4) Die Mitglieder des Ausschusses sind ehrenamtlich tatig. FUr ihre Rechtsverhaltnisse
gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung fir den Freistaat Sachsen Uber die
Gemeinderate entsprechend; solange sie das Amt innehaben, sind sie zur Ausiibung des
Amtes verpflichtet. Mitglieder des Ausschusses, die dem Hauptorgan einer am Verfahren
beteiligten Kérperschaft angehdéren, sind von der Mitwirkung an diesem Verfahren
ausgeschlossen.

§13
Haushaltswirtschaft der einzugliedernden Gemeinden

(1) Die gemal § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinden durfen keine MaRnahmen treffen,
die erhebliche finanzielle Verpflichtungen zur Folge haben oder ihr Vermdgen erheblich
schmalern oder langfristig finanzwirksam sind. In dringenden Fallen kann die obere
Rechtsaufsichtsbehdérde Ausnahmen zulassen.

(2) Die allgemeinen Bestimmungen Uber die Gemeindewirtschaft bleiben unberihrt.

§14
Stellenbewirtschaftung

(1) Die gemald § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinden durfen

1. freie oder freiwerdende Stellen nicht besetzen mit Ausnahme der Stellen, flr deren
Besetzung bereits eine schriftliche Einstellungszusage gegeben wurde,

2. Hoéhergruppierungen von Angestellten und Arbeitern nur aufgrund eines
entsprechenden rechtlichen Anspruches durchflhren.

§ 13 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) In den gemal § 1 Abs. 1 einzugliedernden Gemeinden findet bis zum Wirksamwerden
der Gebietsanderung eine Wahl des Burgermeisters nicht mehr statt.

§ 15
Freistellung von Abgaben

Fir Rechtshandlungen, die bei der Durchfiihrung dieses Gesetzes notwendig werden,
werden Abgaben des Freistaates Sachsen und der seiner Aufsicht unterstehenden
Koérperschaften des 6ffentlichen Rechts nicht erhoben.

§ 16
Stichtag

Fur die Anwendung von § 1 Abs. 2 und 3 ist der Flurstlicksbestand des
Liegenschaftskatasters am 1. Juli 1997 maRgebend.

8§17
Freiwillige Eingliederungen

(1) Die in § 1 genannten Gemeinden kénnen die in diesem Gesetz bestimmten
Gemeindeeingliederungen und Gemeindeteileingliederungen gemaR den §§ 8 und 9
SachsGemO vereinbaren. Die Vereinbarung mul zum 1. Januar 1999 wirksam werden. Die
gemal § 8 Abs. 2 SachsGemO erforderliche Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehdrde
muR vor dem 1. Januar 1999 bestandskraftig werden.

(2) Die nach Absatz 1 geschlossenen Gebietsanderungsvereinbarungen werden hinsichtlich
des gebietlichen Umfanges bestatigt. Im Gbrigen findet auf die gemaRk Absatz 1
vereinbarten Gemeindegebietsanderungen dieses Gesetz mit Ausnahme des § 18 keine
Anwendung.
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§ 18
Kliinftige Gebietsanderungen

(1) Die Stadt Dresden kann nach Inkrafttreten des § 1 freiwillige
Gemeindegebietsanderungen gemal §§ 8 und 9 SachsGemO vereinbaren. Die
Rechtsaufsichtsbehorde darf die Genehmigung nach § 8 Abs. 2 SachsGemO nur erteilen,
wenn die oberste Rechtsaufsichtsbehdrde zuvor festgestellt hat, da das Vorhaben
hinsichtlich seines gebietlichen Umfanges dem Wohl der Allgemeinheit entspricht. Eine
Genehmigung, die ohne die vorherige Feststellung erteilt wird, ist nichtig.

(2) § 127 Abs. 1 Nr. 7 SachsGemO bleibt durch die Bestimmungen dieses Gesetzes
unberihrt.

§ 19
Inkrafttreten; AuBerkrafttreten

Die §§ 2, 4,9, 10, 12 bis 15 und 17 treten am Tage nach der Verkindung dieses Gesetzes
in Kraft. Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 1999 in Kraft; gleichzeitig treten
Artikel 2 und Artikel 3 Nr. 1 bis 4 und 6 KomRANdG im Gebiet der gemaR § 1
einzugliedernden Gemeinden und Gemeindeteile sowie in der Stadt Dresden in Kraft. § 18
Abs. 1 Satz 2 und 3 tritt am 1. Januar 2004 aul3er Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden.
Dresden, den 24. August 1998

Der Landtagsprasident
Erich lltgen

Der Ministerprasident
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Der Staatsminister des Innern

In Vertretung

Arnold Vaatz

Der Staatsminister

fir Umwelt und Landesentwicklung

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 10.09.1998 Seite 6 von 6


http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2443
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2443
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2443
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=5393

	Gesetz zur Eingliederung von Gemeinden und Gemeindeteilen in die Stadt Dresden  (Eingliederungsgesetz Dresden)
	§ 1  Eingliederung
	§ 2  Bestätigung von Eingliederungen
	§ 3  Rechtsnachfolge
	§ 4  Auseinandersetzung
	§ 5  Sparkassen
	§ 6  Wohnsitz und Aufenthalt
	§ 7  Ortsrecht
	§ 8  Ortsteilname
	§ 9  Ortschaftsverfassung
	§ 10  Erweiterung des Stadtrates
	§ 11  Rechtsstelllung der Bediensteten
	§ 12  Entscheidung über die Übernahme des Personals
	§ 13  Haushaltswirtschaft der einzugliedernden Gemeinden
	§ 14  Stellenbewirtschaftung
	§ 15  Freistellung von Abgaben
	§ 16  Stichtag
	§ 17  Freiwillige Eingliederungen
	§ 18  Künftige Gebietsänderungen
	§ 19  Inkrafttreten; Außerkrafttreten


